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Anlage

Entwurf eines Zweiten Funktionalreformgesetzes

- Aufgaben im Überblick -
Agrarstruktur

Die ländlichen Räume sind keine Resträume sondern bedeutende Lebens- und Wirtschaftsräume. Dies gilt insbesondere für das ganz überwiegend ländlich strukturierte Sachsen-Anhalt. 
Die Landkreise nehmen bereits heute umfangreiche Aufgaben in Wirtschaft und Verkehr, Arbeitsmarkt und Sozialhilfe, Jugendhilfe und Gesundheitswesen, Bildung und Kultur, Landespflege und Umweltschutz sowie Tier- und Verbraucherschutz wahr. Gemeinsam mit den kreisangehörigen Gemeinden und Städten verstehen sie sich als Impulsgeber und Koordinator für einen attraktiven Lebensraum außerhalb von Magdeburg und Halle. Um dieser Gesamtverantwortung für die Entwicklung des ländlichen Raums gerecht werden zu können, müssen die Aufgaben der Agrarstruktur auf Kreisebene gebündelt werden.

Umweltschutz

Die zur Übertragung anstehenden Aufgaben im Bereich Immissionsschutz, Wasserrecht, Abfallrecht und Naturschutzrecht ergänzen die Aufgabenerweiterungen nach dem Ersten Funktionalreformgesetz und berücksichtigen die höhere Leistungsfähigkeit der Landkreise in den neuen Strukturen.

Arbeitsschutz

Der betriebliche Arbeitsschutz verfügt über einen hohen örtlichen Bezug, der in besonderem Maße durch die räumliche Nähe des Landkreises zu gewerblichen Unternehmen und Freiberuflern organisiert werden kann. Darüber hinaus ergeben sich fachbezogene Synergieeffekte aus der Zusammenführung von umweltrechtlichen Aufgaben mit gewerbeaufsichtsrechtlichen Zuständigkeiten. Dies gilt erst recht, weil den Landkreisen im Bereich des Immissionsschutzes weitere Aufgaben übertragen werden sollen. Damit bietet sich die Chance, dass den Unternehmen flächendeckend und ortsnah nur eine Behörde als Ansprechpartner gegenübersteht. Die Qualität der bisherigen Aufgabenerledigung wird durch einen kompletten Personalübergang gewährleistet.

Bundeseltern- und Erziehungsgeld

Die Landkreise und kreisfreien Städte verfügen schon jetzt über eine hohe Fachkompetenz in Fragen des Sozial- und Jugendrechts. Sie sind die geborenen Ansprechpartner für Familien. Auch die Ortsnähe spricht für eine kreisliche Zuständigkeit an Stelle einer landeszentralen Aufgabenwahrnehmung. 

Jugendhilfe  

Die hier zur Diskussion stehenden Aufgaben sind einvernehmlich mit dem Sozialministerium besprochen. Im Einzelnen geht es um die Zuständigkeit für Betriebserlaubnisverfahren und die Aufsicht über Kindertageseinrichtungen sowie Vergünstigungen für Schulfahrten.

Genehmigung von Bauleitplänen

Im Einvernehmen mit dem zuständigen Fachressort soll die Genehmigung von Bebauungsplänen und die Änderung von bereits durch das Landesverwaltungsamt genehmigten Flächennutzungsplänen vom Landesverwaltungsamt auf die Landkreise übertragen werden. Dies wird die Genehmigungsverfahren erheblich beschleunigen.

Schulaufsicht

Zwischen den Tätigkeiten der Landkreise und kreisfreien Städte einerseits und der staatlichen Schulaufsicht andererseits bestehen zahlreiche Berührungspunkte und Schnittstellen. Nach Einschätzung der kommunalen Praxis mangelt es allerdings der Schulaufsicht in Sachsen-Anhalt gegenwärtig an der notwendigen Sach- und Problemnähe für die Belange der Schulträger. Durch eine Einbindung der schulfachlichen Referenten in die Landkreise und kreisfreien Städte würde sich ein enges Netzwerk von Schule, Schulaufsicht, Schulträger, Beratungsstellen, Jugend- und Gesundheitsamt sowie dem allgemeinen sozialen Dienst  erreichen lassen. 

Nach den vorliegenden Zahlen wird es möglich sein, jedem Landkreis und jeder kreisfreien Stadt mindestens jeweils einen schulfachlichen Referenten für die Schulform Grundschule und Sekundarschule zuzuordnen. Für die Gymnasien, Förderschulen und Berufsbildenden Schulen wäre zwischen den Landkreisen und kreisfreien Städten eine interkommunale Zusammenarbeit zu organisieren. 

Forsthoheit

Die Landkreise sind bereits jetzt für verschiedene Aufgaben nach dem Landeswaldgesetz zuständig. Die Übertragung der forsthoheitlichen Zuständigkeiten von den Ämtern für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten auf die Landkreise führt daher zu einer Bündelung von Zuständigkeiten, aus der sich unmittelbar Synergieeffekte ergeben. Für die Landkreise spricht auch die flächendeckende und damit ortsnahe Erfüllung der Aufgaben. Die Forsthoheit wurde zudem vorbehaltlich der Evaluation der Forststrukturreform nur vorübergehend bei den Ämtern angegliedert.

Überörtliche Sozialhilfe

Wir sind bereit, über die Kommunalisierung der überörtlichen Sozialhilfe zu verhandeln, wenn in den vorgenannten Bereichen eine kraftvolle Funktionalreform erkennbar ist. 
Dies vorausgesetzt müssten allerdings die Aufgaben der überörtlichen Sozialhilfe weitgehend direkt auf die Landkreise übertragen werden. Die „bloße“ Überführung der jetzigen Sozialagentur in einen kommunalen Sozialverband bringt keinerlei Synergie- oder Effizienzvorteile. 
Wegen der erheblichen Zweckausgaben und der ständig steigenden Kosten in diesem Bereich bedürfte es im Übrigen einer besonders ausgestalteten Finanzierungsregelung, um die Lasten des Landes nicht einseitig auf die kommunale Ebene abzuwälzen.    
